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Hinterer Spielbach  1. Änderung   Proj.-Nr. 159420 

Stadt Pfullingen Datum: 25.05.2020 
 

Ausgleich für festgesetzte Ausgleichsmaßnahmen aus rechtskräftigem Bebauungsplan 
Hinterer Spielbach   

 

1  Begründung 

Im rechtskräftigen Hinterer Spielbach  sind im Bereich des Flurstücks 15299 die Pflanzge-
bote Pfg 2  und Pfg 3  festgesetzt. Diese sind nach Ziffer 1.7 des Textteils Ausgleichsmaßnahmen für Ver-
lust bzw. Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen durch Flächenversiegelung. Durch den Bebauungsplan 
Hinterer Spielbach  1. Änderung  entfallen diese Ausgleichsmaßnahmen teilweise. Für die betroffene Flä-

che von 449 m² wird somit ein Ausgleich des betroffenen Schutzgutes Boden erforderlich.    
 

2  Berechnung des Ausgleichsbedarfs und Festlegung der Ausgleichsmaßnahmen 

Schutzgut Boden: 

Die betroffene Fläche wird in Bodenwerteinheiten (BWE) umgerechnet. Für den Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans Hinterer Spielbach  sind folgende Bodenfunktionen vorliegend (PUSTAL 1998): 

Mittlere Landbaueignung (Bewertungsklasse 2) 

Retentionsvermögen: hoch (Bewertungsklasse 3) 

Filter und Pufferfähigkeit für Schadstoffe: gering (Bewertungsklasse 1) 

Aus der Aggregation der Bodenfunktionen ergibt sich eine Wertstufe von 2 (Gesamtbewertung des Bodens).   
 
Tabelle 0.1: Ermittlung Ausgleichsbedarf in BWE 

B = Landbaueignung bzw. natürliche Bodenfruchtbarkeit, W = Retentionsvermögen bzw. Ausgleichskörper im Wasser-

kreislauf, F = Filter und Pufferfähigkeit für Schadstoffe 

Ausgleichsmaßnahmen aus rechtskräftigem Be-
bauungsplan Hinterer Spielbach   

Umfang 
(m²) 

B W F Wertstufe 
[  B, W, F] 

BWE 
[  x Fläche] 

Unversiegelt  (Pfg 2, Pfg 3) 450 2 3 1 2 900 

 
Nach dem LUBW-Modell i. V. m. dem Leitfaden des Umweltministeriums (UM 2006) ist eine monetäre Be-
wertung zur Dimensionierung schutzgutübergreifender Ausgleichsmaßnahmen ( Ersatzmaßnahmen ) mög-
lich.  
Zugrunde gelegt werden die Rahmensätze der AAVO (Ausgleichsabgabenverordnung Baden-Württemberg) 
in Höhe von 1,00  

 
 
Somit berechnet sich der monetäre Ausgleichsbedarf wie folgt: 

rechende Vorgehensweise in der Arbeitshilfe UM 2006). Dies 
 

Dadurch ergibt sich folgender monetärer Ausgleichsbedarf für die Ausgleichsflächen Pfg 2  und Pfg 3 : 

900 675,00 Euro monetärer Ausgleichsbedarf. 

 
Der monetäre Ausgleichsbedarf wird vollständig über eine Teilzuordnung der Ökokonto-Maßnahme 
ÖKPf11 zrenaturierung Schlayer-  des Ökokonto Pfullingens (PUSTAL 2020) abgedeckt.  
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Tabelle 0.2: Zusammenfassende Darstellung Ausgleichsbedarf 

Eingriffs-Ausgleichsbilanz Schutzgut Boden  
(BWE; Euro) 

Ausgleichsbedarf  BWE              -900 

Zuordnung eines Teils der Ökokontomaßnahme:  
ÖKPf11u zrenaturierung Schlayer-  
(1 BWE entspricht 0,75 Euro) 

BWE 900 

Euro             675,00  

= verbleibender Bedarf (-) /  
Überschuss (+) nach Zuordnung Ökokontomaßnahme 

 0 

 
 

3 Dokumentation im Ökokonto 

Die Dokumentation erfolgt über das Ökokonto Pfullingen 1. Teil: LUBW-Modell. Dieses Dokument wird Anla-
ge zu der Maßnahme ÖKPf11. 
 
 

4 Fazit 

Im Ergebnis wird aus naturschutzrechtlicher Sicht für die von der Aufstellung des Bebauungsplans Hinterer 
Spielbach  1. Änderung  betroffenen Ausgleichsmaßnahmen des rechtskräftigen Bebauungsplans Hinterer 
Spielbach  ein vollständiger Ausgleich erreicht. 
 

 

Datum: 25.05.2020 
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T1 Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ – Beteiligung der Öffentlichkeit1) 

Lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Beschlussvorschlag 

1 

BürgerIn A 
Schreiben vom 31.03.2020 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Anlage 4 zur Gemeinderatsdrucksache Nr. 72/2020



S e i t e  2 | 53 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
Für das Grundstück Hinterer Spielbach 9, Flurstück 15298 gilt der Bauleitplan (Bebauungsplan Gewerbegebiet 
„Hinterer Spielbach“; Inkrafttreten am 5. Juli 1999). Im schriftlichen Teil (Textteil) zum Bebauungsplan 
Gewerbegebiet „Hinterer Spielbach“ wird die Art der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet/ Eingeschränktes 
Gewerbegebiet (GEE) festgesetzt. Die nach § 8 Absatz 3 Nummer 1 Verordnung über die bauliche Nutzung 
der Grundstücke – Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- 

und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet 

sind und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, sind generell zulässig. 
 
Das Gebäude Hinterer Spielbach 9 weißt den Charakter eines Wohnhauses, in einem GEE, auf. Bereits im 
Bebauungsplan Gewerbegebiet „Hinterer Spielbach“ besteht über das bestehende Planungsrecht die 
Möglichkeit ein Gebäude mit einer absoluten Gebäudehöhe (Gh) von 10,5 m zu realisieren, d. h. es ist schon 
eine erhebliche Vorbelastung in Bezug auf die Wandhöhe vorhanden. 
 

Im Rahmen des Verfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt. Der schalltechnischen 
Untersuchung ist zu entnehmen, dass das geplante Vorhaben den Vorschriften entspricht. 
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Für das hier geplante „Urbane Gebiet“ sind in der DIN 18005-1 keine Orientierungswerte aufgeführt. Zur 
Beurteilung werden hier die Orientierungswerte für Mischgebiete von 60 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts 
herangezogen. 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
In den Plänen 6250-02.1 bis -02.6 sind die Lärmpegelbereiche fassadengenau für die einzelnen Geschosse 
und die Zeitbereiche tags und nachts für den Entwurf der Planung dargestellt. Es zeigt sich, dass sich im 
ungünstigsten Fall der Lärmpegelbereich VI an einem Fassadenabschnitt am westlichen Gebäude im 3. OG im 
Zeitbereich nachts ergibt. Hier sieht die Planung einen Abstellraum und eine Küche vor, so dass dies bei der 
Planung nicht relevant wird. Der Lärmpegelbereich V ergibt sich insbesondere an den der B 312 zugewandten 

Fassaden des westlichen und nördlichen Baukörpers. 
 
Der Nachweis der Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen, 
Schlafräumen, Unterrichtsräumen und ähnlichen Räumen ab Lärmpegelbereich III zu erbringen. Das 
erforderliche bewertete Schalldämmmaß R’w,ges beträgt bei Aufenthalts- und Schlafräumen bei 
Lärmpegelbereich III 35 dB und bei Lärmpegelbereich IV 40 dB. Ergänzend dazu sind bei 

Außengeräuschpegeln von über 50 dB(A) nachts nach VDI 2719 in Schlafräumen schalldämmende, eventuell 

Fenster unabhängige Lüftungseinrichtungen notwendig. Zur Lüftung von Räumen, die nicht zum Schlafen 
benutzt werden, kann die Stoßlüftung verwendet werden. 
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In vorbelasteten Bereichen, insbesondere in der Nähe von Verkehrsadern, lassen sich die Orientierungswerte 
oft ohne bauliche Maßnahmen nicht einhalten. Der Schallschutz ist jedoch als ein wichtiger 

Planungsgrundsatz neben anderen Belangen zu verstehen. Die in der städtebaulichen Planung erforderliche 
Abwägung der Belange kann in bestimmten Fällen bei Überwiegen anderer Belange – insbesondere in 
bebauten Gebieten – zu einer entsprechenden Zurückstellung des Schallschutzes führen. In diesen Fällen 
muss ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen (z. B. Grundrissgestaltung, baulicher Schallschutz) 

vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden. 
 
Die Grundrisse der Planung sehen bereits an den am stärksten belasteten Fassaden nur einzelne Fenster von 
schützenswerten Räumen vor. Es ist auch festzustellen, dass das Sockelgeschoss und das Erdgeschoss durch 
die bestehende Wand an der B 312 abgeschirmt werden. In den oberen Geschossen treten höhere Pegel auf. 
Für die geplante Bebauung sind somit Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 
 

Infolge der örtlichen Situation (Anzahl der Stockwerke des Plangebäudes, Geländesituation, 
Verhältnismäßigkeit) sind aktive Schallschutzmaßnahmen hier nicht vertretbar. 
 
Bei Neuplanungen oder genehmigungspflichtigen baulichen Änderungen wird eine Orientierung der dem 
ständigen Aufenthalt dienenden Räume (Wohn- und Schlafzimmer) vorzugsweise an die dem Lärm 
abgewandten Gebäudeseiten empfohlen. Falls dies nicht möglich ist, muss ein ausreichender Schallschutz 

durch bauliche Maßnahmen an den Außenbauteilen (passiver Lärmschutz) sichergestellt werden. 

 
Vor diesem Hintergrund wurden Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ getroffen: 
 
Für die gekennzeichneten Fassaden sind Vorkehrungen zur Geräuschminderung zu treffen. Im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens ist vom Antragsteller ein Nachweis über die Luftschalldämmung nach DIN 4109 

zu führen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 
 Aufenthaltsräume in Wohnungen und ähnliche Räume ab Lärmpegelbereich III. 
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 Büroräume und ähnliche Räume ab Lärmpegelbereich IV. 
 
Nach VDI 2719 ist bei Außengeräuschpegeln von über 50 dB(A) nachts eine schalldämmende, eventuell 
fensterunabhängige Lüftungseinrichtung notwendig. In jeder Wohnung ist dann wenigstens ein zum Schlafen 

geeigneter Raum mit Lüftungseinrichtungen 
vorzusehen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

Die Kindertagesbetreuungseinrichtung befindet sich im Sockelgeschoss. Gemäß schalltechnischer 
Untersuchung liegen hier Höchstwerte von 61 dB(A) tags und 54 dB(A) nachts gemäß RLS-90 vor. Die 
Lärmpegelbereiche wurden nach DIN 4109 im Sockelgeschoss mit 64 dB(A) tags und 67 dB(A) nachts 
(Höchstwerte) berechnet. Im Sockelgeschoss sind somit mit Ausnahme eines Teilbereichs der Westfassade 
(Beurteilungspegel 61 dB(A)) an allen Fassaden im Zeitbereich tags die Orientierungswerte eingehalten. 
Durch die Nutzung als Kindergarten und Verwaltungsfläche wird der Zeitbereich nachts nicht relevant. Es ist 
auch festzustellen, dass das Sockelgeschoss und das Erdgeschoss durch die bestehende Wand an der B 312 

abgeschirmt werden. 
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Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde festgestellt, dass an einzelnen Fassaden, aufgrund 
der Gebäudeabschirmung die Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten sind. Dies betrifft vor allem das 

östliche Gebäude an allen Fassaden, das südliche Gebäude an der Ost-, Nord- und in den unteren Geschossen 

an der Südfassade im Zeitbereich tags und in einzelnen Geschossen auch nachts, das westliche Gebäude an 
der Ostfassade und das nördliche Gebäude an der Ost- und in den unteren Geschossen an der Südfassade im 
Zeitbereich tags in allen Geschossen und nachts in einzelnen Geschosslagen. 
 
Wenn im Rahmen der Abwägung von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere Belange 
überwiegen, sollte möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen (z.B. geeignete 
Gebäudeanordnung und Grundrissgestaltung) vorgesehen werden. Die Grundrisse der Planung sehen hier 

bereits an den am stärksten belasteten Fassaden nur einzelne Fenster von schützenswerten Räumen vor. 
 
In den oberen Geschossen wo höhere Pegel auftreten wird zur Bemessung des passiven Schallschutzes die 
DIN 4109 herangezogen; darin sind die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile (Wand, 
Dach, Fenster) für unterschiedliche Raumnutzungen unabhängig von der Gebietsausweisung festgelegt. Im 
Bebauungsplan werden hierzu entsprechend DIN 4109 Lärmpegelbereiche ausgewiesen. Bei Wohnräumen ist 

dann ab Lärmpegelbereich III nachzuweisen, dass die Anforderungen an das bewertete Schalldämmmaß der 
Fassade durch die vorgesehene Konstruktion eingehalten werden. 
 

Das bedeutet, dass die Grundrisse von Gebäuden vorzugsweise so anzulegen sind, dass die dem ständigen 
Aufenthalt dienenden Räume (Büro-, Wohn- und Schlafzimmer) zu den Lärm abgewandten Gebäudeseiten 
orientiert werden. 
 

Falls dies nicht realisierbar ist, ist der erforderliche passive Schallschutz durch bauliche Maßnahmen am 
Gebäude nach der zum Zeitpunkt der Einreichung des Bauantrags geltenden und bauaufsichtlich eingeführten 
Fassung der DIN 4109 zu dimensionieren. Im Genehmigungsverfahren ist der Nachweis für die 
vorgeschriebenen Lärmpegelbereiche zu führen. 
 
Durch die geplanten Maßnahmen können die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse sichergestellt werden. 
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Für das Grundstück Hinterer Spielbach 9, Flurstück 15298 gilt der Bauleitplan (Bebauungsplan Gewerbegebiet 
„Hinterer Spielbach“; Inkrafttreten am 5. Juli 1999). Im schriftlichen Teil (Textteil) zum Bebauungsplan 
Gewerbegebiet „Hinterer Spielbach“ wird die Art der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet/ Eingeschränktes 

Gewerbegebiet (GEE) festgesetzt. Die nach § 8 Absatz 3 Nummer 1 Verordnung über die bauliche Nutzung 
der Grundstücke – Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet 
sind und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, sind generell zulässig. 

 
Das Gebäude Hinterer Spielbach 9 weißt den Charakter eines separaten Wohnhauses, in einem GEE, auf. 
Bereits im Bebauungsplan Gewerbegebiet „Hinterer Spielbach“ besteht über das bestehende Planungsrecht 
die Möglichkeit ein Gebäude mit einer maximalen absoluten Gebäudehöhe (Gh) von 10,5 m zu realisieren. 
 
Die Bauweise wird als offene Bauweise (Gebäudelänge max. 50,0 m) festgesetzt. Insofern kann bereits durch 
das bestehende Planungsrecht ein Gebäude nahezu über die gesamte Länge des Flurstücks 15299 gebaut 

werden. 
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Die im Süd-Westen befindlichen Gebäuden, weißen bis zu drei Stockwerke und zusätzlichem Dach- und 
Sockelgeschoss auf. Somit ist ein Einfügen in das Ortsbild gewährleistet. 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
Bei der Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung, der Grundflächenzahl wird die nach § 17 BauNVO 
vorgesehene Grundflächenzahl (GRZ) für urbane Gebiete (MU) von 0,8 im vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ festgesetzt. 
 
Durch Vorgabe des Regierungspräsidium Tübingen ist insbesondere bei der Innenentwicklung eine 
entsprechende Dichte, die sich aus dem Regionalplan ergibt, anzustreben. Daher wird in diesem Fall die nach 
BauNVO maximal zulässige Größe als städtebaulich vertretbar erachtet. 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass die Tiefe der Abstandsflächen in Gewerbegebieten 0,125 der Wandhöhe beträgt. In 
urbanen Gebieten 0,2 der Wandhöhe. Somit ist die Tiefe der Abstandsflächen durch den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ erhöht. 
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Führt zu keiner Änderung des Entwurfs. 
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2 

BürgerIn B 
Schreiben vom 02.04.2020 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 



S e i t e  12 | 53 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Grundsätzlich besteht die Möglichkeit bei Abschluss städtebaulicher Verträge unter den Voraussetzungen des 
§ 11 (1) Nr. 4 BauGB die Installation einer Photovoltaikanlage zu vereinbaren. Nach § 11 (2) BauGB müssen 

die vereinbarten Leistungen den gesamten Umständen (wirtschaftliche Angemessenheit) nach angemessen 
sein. Dieses Erfordernis muss in städtebaulichen Verträgen berücksichtigt werden. Hierfür sollte aber ein 
Grundsatzbeschluss gefasst werden, der die Verpflichtung zur Herstellung bzw. Vorhaltung einer 

Photovoltaikanlage, nicht nur beim Abschluss städtebaulicher Verträge, sondern auch bei 
Grundstückskaufverträgen, zukünftig bei Neubauten vorsieht. 
 
Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg arbeitet derzeit daran, eine 

Photovoltaik-Pflicht für Neubauten einzuführen. Diese könnte zeitnah verbindlich vorgeschrieben werden. Wir 
beobachten hier intensiv das weitere Vorgehen. 
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Im schriftlichen Teil (Textteil) zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ 

wird unter planungsrechtliche Festsetzungen Ziffer 1.2.1 Höhe baulicher Anlagen festgesetzt, dass die 
festgesetzte Höhe baulicher Anlagen durch technische Aufbauten nicht überschritten werden darf. 
 
Des Weiteren wird aber festgestellt, dass Photovoltaik und Solarthermieanlagen mit mindestens 2,5 m 
Abstand zu Gebäudekanten zulässig sind. Was bedeutet, dass die Kombination Solarnutzung und 
Dachbegrünung sinnvoll und möglich ist. Ein begrüntes Dach schließt die Nutzung der Sonnenenergie nicht 

aus. Ferner kommt es bei einer kombinierten Anlage zu nützlichen Synergieeffekten. Demnach dürfen 

Photovoltaik und Solarthermieanlagen die festgesetzte Gebäudehöhe überschreiten. 
 
Temperatur: Elektrische Module oder Bauteile verlieren mit zunehmender Aufheizung an Wirkungsgrad. Die 
regulierende Wirkung der Dachbegrünung auf die Umgebungstemperatur wirkt sich nachweislich auf die 
Leistungsfähigkeit der Solarthermie- und Photovoltaikmodule aus. 
 
Windsogsicherung: Solarthermie- und Photovoltaikmodule müssen auf dem Dach mithilfe einer Auflast vor 

Windsog gesichert werden. Dies kann flächig mithilfe einer Dachbegrünung geschehen. Eine extensive 
Dachbegrünung wiegt zwischen ca. 80 – 120 kg/m². Dies entspricht etwa dem Gewicht einer Kiesschüttung. 
 
Wartung: bei Arbeiten zur Wartung der Solarkollektoren und der Dachbegrünung auf Flachdächern sind ab 
einer Absturzhöhe von 3 m Einrichtung zur Absturzsicherung erforderlich. Diese Einrichtungen können in den 
Aufbau der Kombilösung Dachbegrünung/Solarenergie integriert werden. 
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Durch das Zurückversetzen von Photovoltaik und Solarthermieanlagen sollen diese nur geringfügig in 
Erscheinung treten. Auf den Dachflächen besteht, bei Bedarf, eine substanzielle Fläche von rund 240 m² für 
Photovoltaik und Solarthermieanlagen. 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 



S e i t e  15 | 53 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
Unter örtliche Bauvorschriften Ziffer 2.1.2 Dachflächen von Flachdächern wird festgesetzt, dass 
Dachbegrünung in Verbindung mit Photovoltaik und Solarthermieanlagen zulässig ist. 
 
Diese Festsetzung dient der Rückhaltung / Pufferung des anfallenden Regenwassers, der Verbesserung des 
lokalen Kleinklimas und soll der Versiegelung des Grundstücks entgegenwirken. Durch die Verdunstung des 

Pflanzenkleids kommt es zu einer Verbesserung des Kleinklimas. Die Pflanzen sind in der Lage Staub und 

Schadstoffe zu binden und somit aus der Luft zu filtern. Das Dach lässt sich durch die Auswahl 
buntblühender, rasenbildender Pflanzenarten sehenswert begrünen. Wird hierbei ein zertifiziertes Saatgut 
verwendet, werden zusätzlich naturnahe Lebensräume für ansässige Insekten- und Vogelarten geschaffen. 
Dies ist ein Beitrag zur Sicherung der biologischen Vielfalt. 
 
Die Kombination von Solarnutzung und Dachbegrünung ist sinnvoll und möglich. Ein begrüntes Dach schließt 
die Nutzung der Sonnenenergie nicht aus. Ferner kommt es bei einer kombinierten Anlage zu nützlichen 

Synergieeffekten. 
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Ist nicht Sache des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
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Ist nicht Sache des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
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Die Kombination von Solarnutzung und Dachbegrünung ist sinnvoll und möglich. Ein begrüntes Dach schließt 
die Nutzung der Sonnenenergie nicht aus. Ferner kommt es bei einer kombinierten Anlage zu nützlichen 

Synergieeffekten. 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Führt zu keiner Änderung des Entwurfs. 
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3 

BürgerIn C 
Schreiben vom 02.04.2020 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Die Zu- und Abfahrt über die Straße Hinterer Spielbach bleibt durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Hinterer Spielbach – 1. Änderung uneingeschränkt möglich. Im Bereich der Straße Hinterer Spielbach besteht 
bereits ein eingeschränktes Halteverbot. Durch eine verstärkte Kontrolle des Ordnungsamtes/ 
Gemeindevollzugsdienstes soll und kann sichergestellt werden, dass das eingeschränkte Halteverbot 
Berücksichtigung findet. 

 
Die maßgebende Parkierung für die Planung erfolgt in der dafür vorgesehenen Tiefgarage mit 26 Stellplätzen 
die über die Achalmstraße angedient wird. 
 
Bei der Errichtung von Gebäuden mit Wohnungen ist für jede Wohnung ein geeigneter Stellplatz für 
Kraftfahrzeuge herzustellen (notwendiger Kfz-Stellplatz). 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
Führt zu keiner Änderung des Entwurfs. 
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4 

BürgerIn D 
Schreiben vom 03.04.2020 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen des städtebaulichen Vertrages findet das Handlungsprogramm WOHNEN/ „Pfullinger Modell der 
kommunalen Baulandentwicklung und sozialgerechten Bodennutzung“ Anwendung. Mit dem „Pfullinger Modell 
der kommunalen Baulandentwicklung und sozialgerechten Bodennutzung“ soll u. a. die Deckung des 
Wohnbedarfs von Bevölkerungsgruppen mit besonderen Wohnraumversorgungsproblemen sowie die Miete 

angemessenen Wohnraums durch einkommensschwächere und weniger begüterte Personen der örtlichen 
Bevölkerung gestärkt werden, sozialgebundener Mietwohnraum geschaffen werden und Haushalte mit 
geringem Einkommen bei der Wohnraumversorgung gefördert werden (siehe Gemeinderatsdrucksache 

105/1/2017). 
 
Nach § 11 Baugesetzbuch (BauGB) kann die Gemeinde städtebauliche Verträge schließen. Die Steuerung 
erfolgt hier über einen städtebaulichen Vertrag. 

 
Da es sich bei dem städtebaulichen Vertrag um einen nichtöffentlichen Vertrag handelt kann hierüber keine 
detaillierte Auskunft öffentlich erteilt werden. 
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Hierbei handelt es sich um einen Rechtschreibfehler, der redaktionell angepasst wird. 
 
 
 
Die maßgebenden Daten des Verkehrsaufkommens der B 312 basieren auf einem Analysewert von 2018. Für 
die Hochrechnung auf den Prognosehorizont 2030 wurde ein üblicher Zuwachswert von ca. 10% angesetzt. 

Die maßgebende Erschließung der geplanten Wohnbaufläche Galgenrain erfolgt über die B 312/ Steinmauer. 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann keine dezidierte Auskunft über das zukünftige Mobilitätsverhalten 
beziehungsweise über den Zuwachswert von ca. 10% über den Prognosehorizont 2030 hinausgehende 
Verkehrsaufkommen getroffen werden. Der Zuwachswert beinhaltet nicht das Verkehrsaufkommen aufgrund 
geplanter Flächenentwicklungen, da diese aller Voraussicht nach den Prognosehorizont 2030 überschreitet. 
 

Die im Plan (FNP-Vorentwurf von 2017) dargestellten Werte sind (durchschnittlicher täglicher Verkehr an 

Werktagen) DTVW-Werte. Die schalltechnische Untersuchung bezieht sich aber auf (durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke) DTV-Werte. Bezogen auf die schalltechnische Untersuchung wäre somit das geplante 
Verkehrsaufkommen im Prognosejahr 2030 7.040 DTVW und deckt sich mit dem Wert der 
Verkehrsuntersuchung (FNP-Vorentwurf von 2017). 
 
Die im Plan (FNP-Vorentwurf von 2017) dargestellten Werte beinhalten das Verkehrsaufkommen aufgrund 

geplanter Flächenentwicklungen. 
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Mit dem Standort hinterer Spielbach kann die Bevölkerung der Oststadt mit Ganztagesplätzen versorgt 
werden. Nachdem die Kita Hand in Hand Burgweg und unsere Kleinkindbetreuung Kinderhaus Achalmstraße 
in unmittelbarer Nähe sind entstehen Synergieeffekte und damit Vorteile für die Eltern und deren Kinder. 
 
Die Realisierung einer Kita hängt auch wesentlich von der Verfügbarkeit der Flächen ab. Es zeichnet sich ab, 
und ist bereits eingeleitet, das die Burgwegsiedlung und auch das Gebiet Hägle einen Alterswechsel erfährt. 

Daher ist die Lage begründet. 
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Das Mobilitätsverhalten obliegt den Eltern, die ihre Kinder zur jeweiligen Einrichtung bringen. Die Ab- und 
Zufahrt zur Einrichtung ist über die Achalmstraße gewährleistet. Ein sicheres Abholen und Bringen ist somit 
möglich. Die Anzahl an oberirdischen Stellplätzen liegt bei 10 Kfz-Stellplätzen. Die notwendige Zahl der Kfz-
Stellplätze für Kindergärten, Kindertagesstätten und dgl. wird im Rahmen der Baugenehmigung dezidiert 
eruiert. 
 

Führt zu keiner Änderung des Entwurfs. 
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5 

BürgerIn E 
Schreiben vom 05.04.2020 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens kann das Maß der baulichen Nutzung und somit auch die Höhe 
baulicher Anlagen neu festgesetzt werden. 

 

Ziel der Entwicklung ist es das seit Jahren brachliegende Baugrundstück zu bebauen und damit einen 
weiteren Beitrag zur Reduzierung von Baulücken zu leisten. Um den Vorgaben des Regierungspräsidiums 
Tübingen zu entsprechen ist insbesondere bei der Innenentwicklung eine Gewisse Dichte anzustreben. Diese 
ist in erster Linie durch die Geschossigkeit zu erreichen. Aus städtebaulicher Sicht ist das Vorhaben an dieser 
Stelle vertretbar. 
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Bei der Errichtung von Gebäuden mit Wohnungen ist gemäß LBO für jede Wohnung ein geeigneter Stellplatz 
für Kraftfahrzeuge herzustellen (notwendiger Kfz-Stellplatz). 
 
Gemeinden sind ermächtigt, durch örtliche Bauvorschriften auch weniger als den nach § 37 LBO 
vorgeschriebenen einen notwendigen privaten Kfz-Stellplatz pro Wohnung festzulegen, um den 

Individualverkehr zu beschränken. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ wird gemäß § 37 LBO ein 
geeigneter Stellplatz für Kraftfahrzeuge vorgesehen. 
 
Die maßgebende Parkierung für die Wohnnutzung erfolgt in der dafür vorgesehenen Tiefgarage mit 26 Kfz-

Stellplätzen/ exklusive 2 Kfz-Stellplätze Hausmeisterservice die über die Achalmstraße angedient wird. 

 
Die Anzahl an oberirdischen Stellplätzen liegt bei 10 Kfz-Stellplätzen. Die notwendige Zahl der Kfz-Stellplätze 
für Einrichtungen für Kinder und Jugendliche, Gewerbliche Anlagen wird gemäß VwV Stellplätze im Rahmen 
der Baugenehmigung definiert. 
 
 
 

 
Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens kann die Art der baulichen Nutzung und somit auch die Nutzung 
neu festgesetzt werden. 
 
Ziel der Entwicklung ist es das seit Jahren brachliegende Baugrundstück zu bebauen und damit einen 
weiteren Beitrag zur Reduzierung von Baulücken zu leisten. Weiter ist es der Stadt ein Anliegen, bei der 

Realisierung eines solchen Vorhabens die Möglichkeiten aus dem Handlungsprogramm WOHNEN zu nutzen 
und damit einen Beitrag zu erschwinglichen Immobilienpreisen am Markt anbieten zu können. 
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Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ wurde eine 
schalltechnische Untersuchung erstellt. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden für die konkrete Planung die 

Immissionen für die einzelnen Fassaden stockwerksgenau ermittelt. Dazu wurde eine Gebäudelärmkarte für 

die einzelnen Geschosse und die Zeitbereiche tags und nachts berechnet. Um entsprechende Vorkehrungen 
zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen zu treffen wurde die Festsetzung: 
 
Für die gekennzeichneten Fassaden sind Vorkehrungen zur Geräuschminderung zu treffen. Im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens ist vom Antragsteller ein Nachweis über die Luftschalldämmung nach DIN 4109 
zu führen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 

 Aufenthaltsräume in Wohnungen und ähnliche Räume ab Lärmpegelbereich III. 
 Büroräume und ähnliche Räume ab Lärmpegelbereich IV. 
 
Nach VDI 2719 ist bei Außengeräuschpegeln von über 50 dB(A) nachts eine schalldämmende, eventuell 
fensterunabhängige Lüftungseinrichtung notwendig. In jeder Wohnung ist dann wenigstens ein zum Schlafen 
geeigneter Raum mit Lüftungseinrichtungen vorzusehen. 

 
im vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ aufgenommen. 
 

 
 
 
 

 
 
Ziel der Entwicklung ist es das seit Jahren brachliegende Baugrundstück zu bebauen und damit einen 
weiteren Beitrag zur Reduzierung von Baulücken zu leisten. Um den Vorgaben des Regierungspräsidiums 
Tübingen zu entsprechen ist insbesondere bei der Innenentwicklung eine Gewisse Dichte anzustreben. Diese 
ist in erster Linie durch die Geschossigkeit zu erreichen. Aus städtebaulicher Sicht ist das Vorhaben an dieser 
Stelle vertretbar. 

 
Führt zu keiner Änderung des Entwurfs. 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

1)  Mittwoch, 01.07.2020 

 Folgende Stellungnahmen sind bei der Beteiligung der Öffentlichkeit im Rahmen der öffentlichen Auslegung in der Zeit vom 06.03.2020 bis einschließlich 27.04.2020 eingegangen; 

  

Tabelle 1: Beteiligung der Öffentlichkeit 
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T2 Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ – Beteiligung der Behörden1) 

Lfd. 

Nr. 
Stellungnahme Beschlussvorschlag 

1 

Zweckverband BODENSEE-WASSERVERSORGUNG 
Hauptstraße 163 | 70563 Stuttgart 

Schreiben vom 26.02.2020 

 
 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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2 

Netze BW GmbH 
Schelmenwasenstraße 15 | 70567 Stuttgart 

Schreiben vom 27.02.2020 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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3 

FairNetz GmbH 
Hauffstraße 89 | 72762 Reutlingen 

Schreiben vom 03.03.2020 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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4 

Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 
Alexanderstraße 48 | 72072 Tübingen 

Schreiben vom 25.03.2020 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Im schriftlichen Teil (Textteil) zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ 
wird unter Ziffer 3 Hinweise/Empfehlungen der Punkt Archäologische Denkmalpflege aufgenommen. 
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5 

Regierungspräsidium Freiburg Landesamt für Geologie, … 
Albertstraße 5 | 79104 Freiburg i. Br. 

Schreiben vom 31.03.2020 
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Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Im schriftlichen Teil (Textteil) zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ 

wird unter Ziffer 3 Hinweise/Empfehlungen der Punkt Geotechnik aufgenommen. 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Wird zur Kenntnis genommen. 
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6 

Regierungspräsidium Tübingen 
Konrad-Adenauer-Straße 20 | 72072 Tübingen 

Schreiben vom 31.03.2020 
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Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) ist der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ als gewerbliche Baufläche dargestellt. Rein formal wird 
dem Entwicklungsgebot des § 8 Absatz 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) nicht Rechnung getragen. Da der 
Bebauungsplan im Verfahren nach § 13a BauGB geändert wird, wird der FNP nicht in einem gesonderten 
Verfahren geändert werden, sondern kann gemäß § 13a Absatz 2 Nummer 2 im Wege der Berichtigung 
angepasst werden. Diese Auffassung wird ebenso vom Landratsamt Reutlingen vertreten (siehe 
Stellungnahme Landratsamt Reutlingen). 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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7 

Landratsamt Reutlingen 
Schulstraße 26 | 72764 Reutlingen 

Schreiben vom 02.04.2020 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) ist der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ als gewerbliche Baufläche dargestellt. Rein formal wird 
dem Entwicklungsgebot des § 8 Absatz 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) nicht Rechnung getragen. Da der 
Bebauungsplan im Verfahren nach § 13a BauGB geändert wird, wird der FNP nicht in einem gesonderten 
Verfahren geändert werden, sondern kann gemäß § 13a Absatz 2 Nummer 2 im Wege der Berichtigung 
angepasst werden. Dieser Sachverhalt wird in die Begründung unter Ziffer 3.2 aufgenommen. 
 
Das Plangebiet geht über den räumlichen Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Hinterer 

Spielbach“ hinaus und beinhaltet eine Teilfläche des Flurstück 3233/1, die untergeordnet und lediglich zur 
Abrundung des Siedlungsbereiches beziehungsweise zur Arrondierung von Flächen am Siedlungsrand 
einbezogen wurde. Dieser Sachverhalt wird in die Begründung unter Ziffer 3.2 aufgenommen. 
 
Wird berücksichtigt. 
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Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozialen, 
kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Es handelt sich um 
einen neuen Baugebietstyp innerhalb der gemischten Bauflächen. Unterschieden werden zwei Gruppen von 

Hauptnutzungen: Wohnen sowie nicht wesentlich störendes Gewerbe, ergänzt durch soziale, kulturelle und 
andere Einrichtungen, die ebenfalls die Wohnnutzung nicht wesentlich stören dürfen. Das Mischgebiet nach § 
6 kennt dagegen lediglich die Hauptnutzungen Wohnen und nicht störendes Gewerbe. Mit der Ergänzung um 
soziale, kulturelle und andere Einrichtungen wird die Offenheit des Gebietstyps betont und zugleich eine 
größere Bandbreite an Nutzungsmischungen, wie im vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach 
– 1. Änderung“ geplant, zum wesensbestimmenden Merkmal. 

 

Wird berücksichtigt. 
 
 
Die Einschränkung von Werbeanlagen auf die „Stätte der Leistung“ entfällt. Der Text wird geändert. Zu 
Sicherung der gestalterischen Qualität der Gebäude werden Werbeanlagen im räumlichen Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes in Art, Umfang und Lage begrenzt. Fremdwerbung wird nicht 
zugelassen. Werbeanlagen werden begrenzt auf das Sockel- und Erdgeschoss bis zur Brüstungszone des 1. 

Obergeschosses. Sie müssen sich der Fassade unterordnen und dürfen wesentliche Architekturelemente nicht 
überlagern. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist vom Antragsteller ein Nachweis über die Art, 
Umfang und Lage der Werbeanlage zu führen. Werbeanlagen, in Form von Fahnenmasten aller Art, 
Wechselanlagen, Laser- und Lauflichtanlagen, sind nicht zulässig. 
 
Wird berücksichtigt. 

 
 
Die Höhenangaben werden im zeichnerischen Teil (Planteil) zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

„Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ als Höhen über Normalhöhennull (NHN-Normalhöhen) angepasst. 
 
Wird berücksichtigt. 
 

 
Im schriftlichen Teil (Textteil) zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ 
wird unter Ziffer 3 Hinweise/Empfehlungen der Punkt Maßnahmen zum Ausgleich des Bebauungsplans 
„Hinterer Spielbach“ aufgenommen. 
 
Wird berücksichtigt. 
 

 
Das Plangebiet geht über den räumlichen Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Hinterer 
Spielbach“ hinaus und beinhaltet eine Teilfläche des Flurstück 3233/1, die untergeordnet und lediglich zur 
Abrundung des Siedlungsbereiches beziehungsweise zur Arrondierung von Flächen am Siedlungsrand 
einbezogen wurde. Hier sind keine Rodungen infolge baubedingter Eingriffe geplant. Das Flurstück ist als 
öffentliche Grünfläche festgesetzt. Die Bestandsbäume sind als Pfb festgesetzt, diese werden durch drei 

Einzelbäume als Pfg ergänzt. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Im Bereich der Böschung auf Teilfläche des Flurstück 3233/1 sind keine Eingriffe geplant. Daher liegen keine 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vor. 

 
Wird berücksichtigt. 
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Im zeichnerischen Teil (Planteil) zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ 
wird ein direkter Bezug zur schalltechnischen Untersuchung/Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 zu den Plänen 
6250-02.1 bis 6250-02.6 aufgenommen. 
 
Wird berücksichtigt. 
 

 
 
Durch die Planung und die damit verbundene verträgliche Verkehrszunahme, die aktuell auch über das 
bestehende Planungsrecht möglich wäre, wird keine relevante Lärmpegelerhöhung (über eine Bagatellgrenze 
hinaus) auf die benachbarten (Wohn-)Gebiete erwartet. Von relevanten Einwirkungen durch den 
Straßenverkehr wird nicht ausgegangen, da die Verkehrsstärken über die Zeilstraße sowie die Bundesstraße 

312 maßgebend sind. Die maßgebende Parkierung für die Planung erfolgt in der dafür vorgesehenen 
Tiefgarage mit 26 Stellplätzen die über die Achalmstraße angedient wird. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

 
In vorbelasteten Bereichen, insbesondere in der Nähe von Verkehrsadern, lassen sich die Orientierungswerte 
oft ohne bauliche Maßnahmen nicht einhalten. Der Schallschutz ist jedoch als ein wichtiger 
Planungsgrundsatz neben anderen Belangen zu verstehen. Die in der städtebaulichen Planung erforderliche 
Abwägung der Belange kann in bestimmten Fällen bei Überwiegen anderer Belange – insbesondere in 
bebauten Gebieten – zu einer entsprechenden Zurückstellung des Schallschutzes führen. In diesen Fällen 
muss ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen (z. B. Grundrissgestaltung, baulicher Schallschutz) 

vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden. 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden für die konkrete Planung die Immissionen für die 
einzelnen Fassaden stockwerksgenau ermittelt. Dazu wurde eine Gebäudelärmkarte für die einzelnen 
Geschosse und die Zeitbereiche tags und nachts berechnet. Für das hier geplante „Urbane Gebiet“ sind in der 
DIN 18005 keine Orientierungswerte aufgeführt. Zur Beurteilung werden hier die Orientierungswerte für 

Mischgebiete von 60 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts herangezogen. Diese sind an den westlichen Fassaden 

geringfügig überschritten. Es zeigt sich jedoch auch, dass an einzelnen Fassaden, aufgrund der 
Gebäudeabschirmung die Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten sind. 
 
Die Grundrisse der Planung sehen bereits an den am stärksten belasteten Fassaden nur einzelne Fenster von 
schützenswerten Räumen vor. Es ist auch festzustellen, dass das Sockelgeschoss und das Erdgeschoss durch 
die bestehende Wand an der B 312 abgeschirmt werden. Der erforderliche passive Schallschutz ist durch 

bauliche Maßnahmen am Gebäude nach der zum Zeitpunkt der Einreichung des Bauantrags geltenden und 
bauaufsichtlich eingeführten Fassung der DIN 4109 zu dimensionieren. Im Genehmigungsverfahren ist der 
Nachweis für die vorgeschriebenen Lärmpegelbereiche zu führen. 
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Da bauliche Maßnahmen an Außenbauteilen zum Schutz gegen Außenlärm nur wirksam sind, wenn Fenster 
und Türen bei der Geräuscheinwirkung geschlossen bleiben, müssen zur Sicherstellung eines hygienisch 
ausreichenden Luftwechsels in Schlafräumen ggf. Lüftungseinrichtungen nach VDI 2719 vorgesehen werden. 
An Außenbauteile von Räumen, die nicht dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen (z. B. Küchen, 

Bäder, Hausarbeitsräume) und von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den 
Räumen ausgeübten Tätigkeit nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine 
schalltechnischen Anforderungen gestellt. 
 
Da von keinem dauerhaften Aufenthalt im Außenwohnbereich ausgegangen wird, ist die Überschreitung 
akzeptabel. Eine ungestörte Kommunikation über kurze Distanzen ist gewährleistet. Unter Berücksichtigung, 

dass für das gesamte Vorhaben, die Orientierungswerte an den westlichen Fassaden geringfügig 
überschritten werden, dass an einzelnen Fassaden, aufgrund der Gebäudeabschirmung die 
Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten sind, ist die Gesamtmaßnahme städtebaulich vertretbar. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

Bei dem in der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ 
genannten kleinen Bauhof handelt es sich um einen Hausmeisterservice, nicht um ein Bauunternehmen, das 
der Gruppe von Betrieben zuzurechnen ist, die ihrer Art nach zu wesentlichen Störungen führen können, aber 
nicht zwangsläufig führen müssen. Der Hausmeisterservice mit seiner geplanten Ausstattung und seinem 
geplanten Nutzungsumfang wird dem das Wohnen nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben zugeordnet 
und ist somit als sonstiger Gewerbebetrieb in einem urbanen Gebiet zulässig. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 

 
 
Im Rahmen der Bauausführungsplanung wird darauf geachtet, dass durch von der Tiefgarage ausgehende 

Emissionen bei umgebenden (Wohn-)Nutzungen keine schädlichen Umwelteinwirkungen verursacht werden 
können. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
Die Abkürzung zum Lärmpegelbereich wird einheitlich mit Lpb bezeichnet. 
 
Wird berücksichtigt. 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) ist der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes „Hinterer Spielbach – 1. Änderung“ als gewerbliche Baufläche dargestellt. Da der 
Bebauungsplan im Verfahren nach § 13a BauGB geändert wird, wird der FNP nicht in einem gesonderten 
Verfahren geändert werden, sondern kann gemäß § 13a Absatz 2 Nummer 2 im Wege der Berichtigung 
angepasst werden. Diese Auffassung wird ebenso vom Landratsamt Reutlingen vertreten. 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

1)  Mittwoch, 01.07.2020 

 Folgende Stellungnahmen sind bei der Beteiligung der Behörden im Rahmen der öffentlichen Auslegung in der Zeit vom 06.03.2020 bis einschließlich 06.04.2020 eingegangen; 

  

Tabelle 2: Beteiligung der Behörden 


